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Schriftlicher Bericht an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 5 

zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

a.) Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat am 31. August 2006 den Vorstand ermächtigt, in der 

Zeit bis zum 30. August 2011 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um bis zu insgesamt Euro 4.295.784 durch Ausgabe von 

bis zu 4.295.784 neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Für fünf eng begrenzte Fälle hat die 

Hauptversammlung mit dem Beschluss vom 31. August 2006 den Vorstand außerdem ermächtigt, 

das gesetzliche Bezugsrecht bei einer Erhöhung des Grundkapitals aus dem genehmigten Kapital 

auszuschließen. Die Gesellschaft bislang hat seit Wirksamwerden des vorgenannten Beschlusses 

von dem genehmigten Kapital keinen Gebrauch gemacht. Das bestehende genehmigte Kapital 

gemäß dem Beschluss der Hauptversammlung vom 31. August 2006 läuft am 30. August 2011 

und damit voraussichtlich vor der nächsten, nach dem 18. Mai 2011 stattfindenden 

Hauptversammlung der Gesellschaft aus. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher die 

Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals und die Schaffung eines neuen genehmigten 

Kapitals vor. Mit der neben der Aufhebung beantragten Ermächtigung zur Schaffung eines neuen 

genehmigten Kapitals soll dem Vorstand auch für die nächsten fünf Jahre ein flexibles Instrument 

zur Gestaltung der Unternehmenspolitik eingeräumt werden.  

 

b.) Das vorgeschlagene genehmigte Kapital in Höhe von Euro 7.013.750,00 soll es dem Vorstand 

ermöglichen, auch zukünftig kurzfristig an den Kapitalmärkten das für die Fortentwicklung des 

Unternehmens erforderliche Kapital durch die Ausgabe neuer Aktien aufzunehmen. Ebenso 

sollen mit dem genehmigten Kapital etwaige günstigere Marktgegebenheiten zur Deckung eines 

künftigen Finanzierungsbedarfes schnell genutzt werden können. Durch die Ermächtigung des 

Vorstands, das Grundkapital im Rahmen des Beschlussvorschlags ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen, soll der Vorstand außerdem in die Lage versetzt 

werden, ohne Beanspruchung der Kapitalmärkte Unternehmen, Unternehmensteile oder 

Beteiligungen an Unternehmen von Dritten gegen Ausgabe von Aktien zu erwerben oder sich mit 

diesen zusammenzuschließen. 

 

c.) Der Beschlussvorschlag sieht außerdem eine Ermächtigung des Vorstands vor, in eng 

umgrenzten Fällen das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

 

(1) Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge soll die 

Abwicklung der Aktienausgabe mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionäre 

erleichtern. Spitzenbeträge können sich aus der Höhe des vom Vorstand im Rahmen der 

Ermächtigung festzulegenden Emissionsvolumens und dem Bezugsverhältnis ergeben, wenn 

nicht alle neu auszugebenden Aktien gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können, 

so z. B. wenn Aktionären aufgrund ihres Aktienbesitzes nicht ausschließlich volle 

Aktienstückzahlen zum Bezug zugeteilt werden können. Die Spitzenbeträge und deren Wert je 
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Aktionär sind in der Regel gering. Der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge ist erheblich höher. Ein Ausschluss des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient daher der Praktikabilität und der erleichterten 

Durchführung einer Aktienausgabe. 

 

(2) Nach der Ermächtigung soll der Vorstand weiterhin berechtigt sein, das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einräumen zu können, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht 

zustünde. Solche Schuldverschreibungen haben, sofern die jeweiligen Bedingungen dies 

vorsehen, zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt einen Verwässerungsschutz, der 

vorsieht, dass den Inhabern oder Gläubigern bei nachfolgenden Aktienemissionen ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären zusteht. Sie werden 

damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen mit einem 

solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

diese Aktien ausgeschlossen werden. Dies dient der erleichterten Platzierung von 

Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionäre an einer optimalen 

Finanzstruktur.  

 

(3) Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats außerdem 

ausgeschlossen werden können, wenn die Aktien nach §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und 

wenn der auf die ausgegebenen Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag die in § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG festgelegte Grenze von 10% des Grundkapitals nicht übersteigt. Die 

Ermächtigung setzt die Gesellschaft in die Lage, auch kurzfristig einen Kapitalbedarf zu 

decken und auf diese Weise sich ergebende Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen. Der 

Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren und eine Platzierung 

nahe am Börsenkurs, das heißt ohne den bei Bezugsemissionen üblichen Abschlag. Weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausübung darf 

diese Kapitalerhöhung 10% des bestehenden Grundkapitals übersteigen. Auf diese 10% sind 

diejenigen Aktien anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder 

mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Mit 

dieser Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren 

Anteilsbesitz Rechnung getragen. Jeder Aktionär kann zur Aufrechterhaltung seiner 

Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben, da die 

neuen Aktien nahe am Börsenkurs ausgegeben werden.  

 

(4) Der Vorstand soll überdies ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht bei Sachkapitalerhöhungen auszuschließen. Hiermit soll der Vorstand in die Lage 

versetzt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in geeigneten Fällen Unternehmen, 
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Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Überlassung von Aktien der 

Gesellschaft, auch im Wege des Unternehmenszusammenschlusses, erwerben zu können. 

Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen 

Märkten rasch und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende 

Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder zum Zusammenschluss mit Unternehmen reagieren zu können. Nicht 

selten ergibt sich aus Verhandlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht Geld, 

sondern Aktien bereitzustellen. Um den Erwerb auch in diesen Fällen durchführen zu können, 

muss die Gesellschaft erforderlichenfalls die Möglichkeit haben, kurzfristig ihr Kapital unter 

Bezugsrechtsausschluss gegen Sacheinlagen zu erhöhen. Der Ausgabebetrag für die Aktien 

wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter angemessener 

Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre festgelegt. Die kurzfristige 

Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung zur Beschlussfassung über eine 

Kapitalerhöhung kommt hierfür meist nicht in Betracht, da zum einen mit der Einberufung und 

Abhaltung der Hauptversammlung hohe Kosten verbunden sind, zum anderen aufgrund der 

bestehenden Einberufungsfristen eine kurzfristige Befassung der Hauptversammlung und 

Umsetzung eines Beschlusses nicht möglich wäre. Konkrete Erwerbsvorhaben, zu deren 

Durchführung das Kapital mit Bezugsrechtsausschluss erhöht werden soll, bestehen zur Zeit 

nicht. Durch die Höhe des vorgeschlagenen neuen genehmigten Kapitals in Höhe von 50 % 

des bestehenden Grundkapitals soll sichergestellt werden, dass auch größere Akquisitionen, 

sei es gegen Barleistung, sei es gegen Aktien, finanziert werden können. 

 

(5) Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, das Bezugsrecht auszuschließen, soweit ein 

geeigneter Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, 

sie den Aktionären so zum Bezug anzubieten, wie diese ohne Ausschluss des Bezugsrechts 

insoweit bezugsberechtigt wären. Dabei handelt es sich lediglich formal um einen Ausschluss 

des Bezugsrechts, da materiell sichergestellt ist, dass die Aktionäre ihr gesetzliches 

Bezugsrecht ausüben können. Die Gesellschaft erhält hierdurch die Möglichkeit, die 

Kapitalerhöhung gegebenenfalls auch ohne die Einschaltung eines Kreditinstitut oder eines 

nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 

Kreditwesen tätigen Unternehmen in voller Höhe gegebenenfalls in anderen Märkten sowie 

kostengünstiger zu platzieren. 

 

Heidelberg, 6. April 2011 

 

Heidelberger Beteiligungsholding AG 

 

 

Der Vorstand 

 


